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Formelle Fragen im Baubewilligungs- und Einspracheverfahren / Erläuterungen 
zum rechtlichen Gehör (Kreisschreiben Nr. 2/2019) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Kreisschreiben vom 14. Februar 2013 haben wir Sie über diverse Aspekte des An-
spruches auf rechtliches Gehör informiert. Dieses Kreisschreiben wurde nun aufgrund 
eines aktuellen Entscheides des Verwaltungsgerichtes in einem Punkt (Ziffer 2a, Absatz 
2 zum Akteneinsichtsrecht im Einspracheverfahren) überarbeitet. Die übrigen Ausfüh-
rungen wurden unverändert übernommen. 

1. Rechtliche Ausgangslage 

Das rechtliche Gehör ist eine in Art. 29 Abs. 2 der Bundesverfassung (BV; SR 101) 
verankerte allgemeine Verfahrensgarantie. Der Anspruch auf rechtliches Gehör ist 
das Recht der Privaten, in einem vor einer Verwaltungs- oder Justizbehörde geführ-
ten Verfahren mit ihrem Begehren angehört zu werden, Einblick in die Akten zu er-
halten und zu den für die Entscheidung wesentlichen Punkten Stellung nehmen zu 
können. Der Anspruch auf rechtliches Gehör ist auch im Baubewilligungsverfahren 
zu beachten. 

2. Ausgewählte Teilaspekte des rechtlichen Gehörs 

a) Akteneinsichtsrecht 

Das Akteneinsichtsrecht ist umfassend. Alle als Beweismittel dienenden Aktenstücke 
unterliegen dem Einsichtsrecht. Entscheidend ist nicht die Qualifizierung durch die 
Verwaltung, sondern die Frage, ob das betreffende Dokument zur Feststellung des 
rechtserheblichen Sachverhaltes dient. Falls in Stellungnahmen der kantonalen Am- 

Verwaltungsgebäude 
Promenade, Postfach, 8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 62 20, F +41 58 345 62 21 
www.dbu.tg.ch, generalsekretariat.dbu@tg.ch  



Thurgau\ 

2/4 

ter entscheidrelevante Ausführungen gemacht werden, stellen diese Amtsberichte 
dar und unterliegen demzufolge dem Akteneinsichtsrecht. Die Stellungnahmen der 
kantonalen Ämter werden daher durch die Baugesuchszentrale den Gemeinden zu-
gestellt, zwecks koordinierter Eröffnung mit dem Baubewilligungs- und Einsprache-
entscheid (vgl. § 52 Abs. 2 und 4 der Verordnung des Regierungsrates zum Pla-
nungs- und Baugesetz; PBV, RB 700.1). Dies betrifft auch die Stellungnahmen der 
kantonalen Ämter im Zusammenhang mit der Beurteilung der Zonenkonformität von 
Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone durch das Amt für Raumentwicklung. 

Ein eigentlicher Schriftenwechsel ist allerdings im Einspracheverfahren grundsätzlich 
nicht vorgesehen. Das rechtliche Gehör wird durch die Möglichkeit der Einsprache 
sowie die Zustellung der Stellungnahmen der kantonalen Fachstellen mit dem Ent-
scheid der Gemeinde hinreichend gewahrt. Die Einsprecher sind aber berechtigt, in 
sämtliche relevanten Akten des Baugesuches Einsicht zu nehmen. Wie vorstehend 
erwähnt, gehören hierzu nicht nur die in § 51 Abs. 2 PBV aufgezählten Dokumente, 
sondern auch die Stellungahmen der Ämter. Auf Verlangen ist ihnen somit das Ak-
teneinsichtsrecht in diese Unterlagen zu gewähren samt der Möglichkeit, sich dazu 
zu äussern (vgl. Entscheid des Verwaltungsgerichtes VG.2017.30/E vom 20. De-
zember 2017, E. 2.4.1 ff.). 

Von den Stellungnahmen der kantonalen Fachstellen zu unterscheiden sind die Ent-
scheide der kantonalen Fachstellen (bspw. Entscheid des Amtes für Raumentwick-
lung betreffend Zonenkonformität von Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone oder 
Entscheid des Forstamtes betreffend Unterschreitung des Waldabstandes etc.). Die-
se sind den Parteien nicht vorab zur Kenntnis zu bringen bzw. zur Stellungnahme zu 
unterbreiten, sondern erst mit dem das Verfahren abschliessenden Baubewilligungs-
und Einspracheentscheid zu eröffnen. Ansonsten würde der Baubewilligungs- und 
Einspracheentscheid in Teilen vorweggenommen und das Gebot zur zeitlichen und 
inhaltlichen Koordination der Entscheide verletzt. 

b) Begründungsdichte der Entscheide 

Der Anspruch auf rechtliches Gehör verlangt, dass Entscheide zu begründen sind. 
Dabei bestehen im Einzelnen unterschiedliche Anforderungen an die Begründungs-
dichte. Ein Entscheid muss aber mindestens so ausführlich sein, dass er für die Be-
teiligten nachvollziehbar ist und diese die Erfolgsaussichten eines allfälligen Recht-
mittels abschätzen können. 

Bei unstreitigen positiven Baubewilligungsentscheiden reicht eine summarische Be-
gründung. Liegen Einsprachen vor, hat sich die Gemeindebehörde in ihrem Ent-
scheid mit den einzelnen Rügen auseinanderzusetzen, soweit sich diese als für den 
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Entscheid als wesentlich herausstellen. Werden im Rahmen der Einsprachen Ein-
wände vorgebracht, welche inhaltlich Kritik an dem vorbringen, was ein kantonales 
Amt zu entscheiden hat, muss die Einsprache dem entsprechenden Amt zur Kennt-
nis gebracht werden und dieses muss zu Handen der Gemeindebehörde dazu Stel-
lung nehmen. In der Folge hat die Gemeindebehörde die Ausführungen des kantona-
len Amtes bei der Begründung des Einspracheentscheids entsprechend zu würdigen. 

c) Durchführung von Augenscheinen 

Die Gemeindebehörde ist nicht verpflichtet, in jedem Fall einen Augenschein durch-
zuführen, sondern nur dann, wenn dies zur Feststellung eines streitigen, ungeklärten 
Sachverhaltes erforderlich ist. Führt eine Behörde einen Augenschein durch, hat sie 
dies in den verfassungsmässig vorgeschriebenen Formen und unter Wahrung des 
rechtlichen Gehörsanpruchs zu tun. Ein Augenschein darf nur dann unter Ausschluss 
einer Partei erfolgen, wenn schützenswerte Interessen Dritter oder des Staates oder 
eine besondere zeitliche Dringlichkeit dies gebieten oder wenn der Augenschein sei-
nen Zweck überhaupt nur dann erfüllen kann, wenn er unangemeldet erfolgt. Dies 
bedeutet, dass alle Verfahrensbeteiligten grundsätzlich das Recht haben, an einem 
Augenschein teilzunehmen. Die Behörde hat über die wesentlichen Ergebnisse eines 
Augenscheins sodann ein Protokoll zu erstellen und den Parteien zuzustellen. 

Im Zusammenhang mit Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone ist auf folgende Be-
sonderheit hinzuweisen: Das Amt für Raumentwicklung entscheidet bei Bauvorhaben 
ausserhalb der Bauzone, ob sie zonenkonform sind oder eine Ausnahmebewilligung 
nach Art. 24 if. des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG; SR 700) erteilt 
werden kann. Über allfällige Einsprachen entscheidet die Gemeindebehörde. Der 
Entscheid des Amtes für Raumentwicklung sowie der Baubewilligungs- und Ein-
spracheentscheid der Gemeinde weisen jedoch einen äusserst engen sachlichen 
Zusammenhang auf, so dass die Parteirechte der Einsprecher auch bei Sachver-
haltsfeststellungen des Amtes für Raumentwicklung zu wahren sind. Bedarf das Amt 
für Raumentwicklung zur Ermittlung des Sachverhaltes eines Augenscheins, sind 
daher die erwähnten formalen Rahmenbedingungen einzuhalten. Das Amt für 
Raumentwicklung wird in solchen Fallen an die Gemeindebehörde als Baubewilli-
gungs- und Einspracheinstanz gelangen und die Durchführung eines Augenscheins 
beantragen. In der Folge lädt die Gemeindebehörde sämtliche Parteien zum Augen-
schein ein. Dasselbe gilt im Übrigen grundsätzlich auch bei anderen Entscheiden der 
kantonalen Ämter, wie bspw. des Amtes für Umwelt betreffend Unterschreitung des 
Gewässerabstandes. 
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Wir ersuchen Sie, diesen Erläuterungen zum rechtlichen Gehör im Baubewilligungsver-
fahren Beachtung zu schenken. Bei weiteren Fragen oder Unklarheiten steht Ihnen der 
Rechtdienst DBU gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

Departement für Bau und Umwelt 
Der Generalsekretär 

lic. iur. Marco Sacchetti 

Kopie an: 

Amt für Raumentwicklung 
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